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V3: Keine Privatisierung öffentlicher Investitionen und Einrichtungen!
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Keine Privatisierung öffentlicher Investitionen und Einrichtungen!

Die SPD-Abgeordneten in den Landtagen und im Bundestag werden auf-

gefordert, keinen Gesetzesänderungen, insbesondere keinen Verfassungs-

änderungen, zuzustimmen, welche eine wie auch immer geartete Priva-

tisierung öffentlicher Investitionen und Einrichtungen zulassen. Das heißt

im Klartext: Weder direkt noch indirekt (Öffentlich-private-Partnerschaften,

sog. ÖPPs oder englisch PPPs) dürfen öffentliche Einrichtungen und In-

vestitionen privatisiert werden. Dies gilt insbesondere aktuell für die

Bundesfernstraßen-Gesellschaft und gilt auch für die Ablehnung auch priva-

ter Rechtsformen und Betreibergesellschaften und Untergesellschaften. Ins-

besondere auch die ÖPPs sind abzulehnen, da sie den Steuerzahler bedeu-

tend (!) mehr belasten als eine Finanzierung durch Steuern oder über öffent-

lich aufgenommene Kredite (wie auch Rechnungshöfe auf vielen Ebenen im-

mer wieder unterstrichen haben).
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